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ZEITGESPRÄCH

Hat die Beschäftigungspolitik 
in der DDR versagt?

In der DDR hat sich nach Einführung der Wirtschafts- und Währungsunion 
die Beschäftigung erheblich schlechter entwickelt als erwartet. Haben der Staat

und die Tarifpartner versagt?

Klaus Murmann

Die Wirtschaftlichkeit der Betriebe sichern

Die Revitalisierung der Wirt­
schaft und die Expansion der 

Beschäftigung sind die zentralen 
Herausforderungen, denen sich 
Politik, Staat und Tarifparteien in 
den neuen Bundesländern stellen 
müssen. Diese Aufgaben sind 
schwierig und mühsam. Sie verlan­
gen konzentrierte Arbeit und Steh­
vermögen in der Verfolgung dieser 
Ziele. Es gibt keine andere Wahl. Es 
geht um die Zukunft von uns allen.

Noch läuft der Umstellungspro­
zeß von der sozialistischen Plan­
wirtschaft auf die soziale Marktwirt­
schaft unzureichend. Noch springt 
vor allem das offengelegte Desa­
ster einer 40jährigen Mißwirtschaft 
ins Auge. Noch geht der Abbau von 
Arbeitsplätzen schneller voran als 
neue geschaffen werden.

Schwerwiegende Investitions­
hemmnisse, die von der Rechtsun­
sicherheit beim privaten Eigentum 
an Grund und Boden bis zu den un­
geklärten Altlastproblemen im Um­
weltbereich reichen, stehen dem

notwendigen, tiefgreifenden Struk­
turwandel noch entgegen. Auch die 
Reprivatisierung und Entflechtung 
der ehemaligen Kombinate und 
volkseigenen Betriebe kommt nicht 
recht voran. Wie überhaupt die Ar­
beit der Treuhandanstalt effektiver 
und auch die Bürde der Altschulden 
für die Betriebe erträglicher ge­
macht werden muß. Kauf- und Be­
teiligungsinteressenten dürfen nicht 
länger durch überzogene Bürokra­
tie, nicht arbeitsfähige Verwaltungen, 
Ungewißheit sowohl hinsichtlich der 
Verhandlungspartner als auch der 
Betriebssituation abgeschreckt wer­
den.

Ich glaube, manchmal ist noch 
nicht recht begriffen worden, was 
not tut: Wir brauchen neue rentable 
Arbeitsplätze und müssen dazu 
eine breite und kraftvolle Investi­
tionsoffensive entfachen. Die Be­
dingungen für private wie auch öf­
fentliche Investitionen müssen ver­
bessert werden. Der Wirkungsgrad 
der komplementären öffentlichen In­
frastruktur muß gesteigert werden.

Viel Zeit und guter Wille sind 
durch zögerliche Halbherzigkeiten, 
durch Fehler und Versäumnisse ver­
tan worden. Allerdings will ich doch 
betonen, daß sehr viel mehr an Inve­
stitionen und gemeinsamen wirt­
schaftlichen Aktivitäten ins Werk ge­
setzt wird, als es der öffentlichen 
Meinung von ungeduldigen Medien 
vermittelt wird.

Klare Entscheidungsgrundlage

Der Beitritt der DDR zur Bundes­
republik am 3. Oktober 1990 und 
der Einigungsvertrag schaffen nun­
mehr klare Entscheidungsgrundla­
gen für eine gemeinsame Zukunft. 
Damit sind endgültig Rechtsklarheit 
und eindeutige Verantwortlichkeiten 
gegeben. Die oft hemmenden Altbü­
rokratien der DDR werden entmach­
tet, und zugleich kann der notwen­
dige Personaltransfer in die Verwal­
tungen von Kommunen und Län­
dern auf breiter Basis anlaufen. Da­
mit ist ein entscheidender Schritt für 
die zuverlässige Anwendung und 
praktische Durchsetzung einheitli­
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chen Rechts getan. Das verbessert 
die Grundlagen für Investitionsent­
scheidungen augenfällig und offen­
kundig. Im gleichen Maße werden 
davon auch die Funktionsfähigkeit 
der Sozialversicherungen für die 
Anwendung der vorhandenen ar­
beitsmarktpolitischen Instrumente 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
profitieren. Diese staatliche Vorlei­
stung zur Verbesserung der Rah­
menbedingungen war dringend er­
forderlich.

Ich rechne jetzt mit einem zügi­
gen und wirkungsvollen Einsatz so­
wie einer Umsetzung all der notwen­
digen Maßnahmen, um den wirt­
schaftlichen Aufschwung und die 
Umstrukturierung endlich und spür­
bar in Gang zu bringen. Das Ziel 
bleibt, Wohlstand und soziale Si­
cherheit im geeinten Deutschland 
durch wirtschaftliches Wachstum 
und technischen Fortschritt auf ein 
durchgängiges Niveau allmählich 
anzuheben.

Zur Begleitung des Strukturwan­
dels ist eine arbeitsmarktpolitische 
Flankierung erforderlich: Hier kön­
nen die Tarifparteien wirksam unter­
stützend und fördernd eingreifen. 
Gefordert sind auch unkonventio­
nelle Maßnahmen, die beim Volu­
men und der Vorgehensweise auf 
die spezifischen Probleme der DDR 
ausgerichtet sind. Die für die DDR- 
Belange gezielt erleichterten Instru­
mente müssen offensiv eingesetzt 
werden.

Tatkräftige Mithilfe

Auch bei der praktischen Umset­
zung helfen die Arbeitgeber und ihre 
Verbände tatkräftig mit. So fand be­
reits Anfang Juli in Berlin ein Qualifi­
zierungskongreß mit begleitender 
Ausstellung statt, auf dem die Wei­
terbildungsmöglichkeiten exempla­
risch und konkret vorgestellt wur­
den. Dieser praktische Know-how- 
Transfer mit Kooperationsbörse gab

Anstöße zur Entwicklung der drin­
gend erforderlichen Qualifizie­
rungs-Infrastruktur. Zahlreiche Be­
triebe und Verbände führen bereits 
Qualifizierungsmaßnahmen durch: 
Durch Entsendung von Ausbildern 
in die DDR und Qualifizierung von 
DDR-Bürgern in der Bundesrepu­
blik. Hinzu kommen institutionelle 
Hilfen. Die Errichtung von Bildungs­
werken der Wirtschaft nach west­
deutschem Vorbild ist in vollem 
Gange. Schon jetzt werden in über­
regionalen Patenschaften zwischen 
den Arbeitgeberverbänden in bei­
den Teilen Deutschlands Bildungs­
maßnahmen der hiesigen Bildungs­
werke in der DDR angeboten. Noch 
in diesem Jahr können so bis zu 
40000 Arbeitnehmer qualifiziert 
werden. Ähnliche Aktivitäten wer­
den für andere beschäftigungspoliti­
sche Vorhaben entwickelt.

Ich selbst habe mich in einem Auf­
ruf an die Unternehmensleiter in der
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DDR gewandt und unter der Leitli­
nie „Rezepte gegen Arbeitslosig­
keit“ insbesondere über die Mög­
lichkeiten der Qualifizierung, der 
Kurzarbeit und sonstiger personal­
politischer Maßnahmen informiert 
mit dem Ziel, daß der Übergang zur 
Marktwirtschaft sozial und zukunfts­
orientiert gestaltet wird. Notwendi­
ger Personalabbau kann mit Kurzar­
beit über eine längere Zeit gestreckt 
werden. Qualifizierungsmaßnah­
men entfalten ein ganzes Bündel 
positiver Wirkungen bei den Arbeit­
nehmern, den Unternehmen und im 
Ablauf des notwendigen Umstruk­
turierungsprozesses. Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen beenden 
nicht nur direkt die Arbeitslosigkeit, 
sondern können darüber hinaus 
wichtige zusätzliche Aufgaben von 
öffentlichem Nutzen erfüllen, wie 
Verbesserung der Infrastruktur in 
den Kommunen, Behebung des 
Pflegenotstandes und weitere Bera- 
tungs- und Dienstleistungsaufga­
ben. Die übrigen Vermittlungs- und 
Mobilitätshilfen sind gezielt einzu­
setzen, um die Arbeitsaufnahme zu 
fördern. Vielfach fehlt es noch an 
der notwendigen Initiative und Tat­
kraft bei der praktischen Umset­
zung.

Wichtig ist, daß die arbeitsmarkt­
politischen Flankierungsmaßnah­
men Anreize zur individuellen Neu­
orientierung zur beruflichen und re­
gionalen Mobilität enthalten und 
nicht die Anpassungsfähigkeit der 
Unternehmen behindern. Überse­
hen werden darf auch nicht, daß die 
Hauptlast für die Gesundung der 
DDR-Wirtschaft bei der Wirtschafts­
und Beschäftigungspolitik liegt. Die 
Arbeitsmarktpolitik muß eine Grat­
wanderung meistern. Sie soll die ne­
gativen Folgen des Umstrukturie­
rungsprozesses sozial verträglich 
abmildem, darf aber diesen Prozeß 
selbst nicht behindern, weil sonst 
die Strukturkrise nur verlängert 
würde. Dies aber geschieht etwa
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durch Ausweitung des ohnehin 
schon hohen Kündigungsschutzes.

Um die notwendige Strukturan­
passung nicht zu erschweren -  und 
das geht jetzt die Tarifparteien direkt 
in ihrer Verantwortung an darf die 
Entwicklung der Löhne und Gehäl­
ter in Zukunft nur im Rahmen des 
Produktivitätsfortschritts erfolgen. 
Rein wirtschaftlich gesehen sind die 
bereits vereinbarten Lohn- und Ge­
haltserhöhungen problematisch, 
weil ihnen noch keine entspre­
chende Produktivitätssteigerung 
gegenübersteht. Sie stellen Inso­
weit eine Vorleistung der Unterneh­
men auf das zukünftige Produktivi­
tätswachstum dar, dessen Tempo 
nun erst recht beschleunigt werden 
muß. Beschäftigungspolitisch wäre 
es deshalb auch sinnvoller gewesen, 
zunächst in stärkerem Maße lei­
stungsgerechte Lohn- und Gehalts­
strukturen mit ihren Differenzierun­
gen nach Anforderungen und Lei­
stungen zu schaffen, wie sie in der 
Bundesrepublik bestehen.

Ein Ausgleich für höhere Steuer- 
und Sozialabgabenbelastungen so­
wie für steigende Lebenshaltungs­
kosten kann in dieser pauschalen 
Form nicht Maßstab für die jetzige 
Tarifpolitik sein. Höhere Sozialabga­
ben werden teilweise durch Steuer­
entlastungen wieder ausgeglichen. 
Preissteigerungen bei einigen 
Grundnahrungsmitteln durch Fort­
fall der bisherigen Subventionen 
stehen zum Teil erhebliche Preis­
senkungen bei vielen industriellen

Produkten gegenüber. Auch die 
Wohnungsmieten werden wohl erst 
auf längere Sicht steigen.

Wenn die Sicherung und die 
Schaffung wettbewerbsfähiger Ar­
beitsplätze Vorrang vor pauschalen 
Einkommensverbesserungen ha­
ben sollen, dann halte ich schließ­
lich Arbeitszeitverkürzungen zum 
jetzigen Zeitpunkt für den falschen 
Weg; denn durch kürzere Arbeitszei­
ten werden bekanntermaßen Ar­
beitsplätze nicht wettbewerbsfähi­
ger. Durch vorübergehend längere 
Arbeitszeiten in der Wiederaufbau­
phase der DDR würden vielmehr die 
Produktivltäts- und Einkommens­
unterschiede zwischen DDR und 
Bundesrepublik eher ausgeglichen 
werden.

Neue Tarifregelungen
Tarifabschlüsse können aller­

dings nicht nur rein ökonomisch be­
trachtet werden. Die politische Aus­
gangssituation bei Einführung der 
Tarifautonomie in der DDR mußte 
das vorherige Umfeld in Betracht 
ziehen: Gewerkschaften wie Arbeit­
geberverbände befanden sich im 
Gründungsstadium. Sie mußten 
sich in einigen Wirtschaftsberei­
chen darauf konzentrieren, die Be­
sitzstandszementierungen durch 
die Rationalisierungsschutzabkom­
men der Modrow-Reglerung mit ih­
ren Abfindungszahlungen bis zu 
Drel-Jahres-Gehältern bei Entlas­
sungen durch neue, d.h. ablösende 
Tarifregelungen, vom Tisch zu be­
kommen. Ihr Fortbestand hätte den

sicheren Ruin vieler Unternehmen 
bedeutet. Von den Gewerkschaften 
wurden diese Regelungen jedoch 
als Verhandlungsmasse betrachtet, 
so daß die neuen Tarlfabschlüsse 
leider auch erweitere Kündigungs­
schutzregelungen enthalten.

Die lohnpolitischen Zugeständ­
nisse einschließlich der vereinbar­
ten tariflichen Aufstockung des 
Kurzarbeitergeldes auf bis zu 90% 
des letzten Netto-Entgelts waren 
letztlich der gesamte Kaufpreis zur 
Ablösung dieser Abkommen.

Die Tarifverhandlungen in der 
DDR bleiben eine Gratwanderung 
im Hinblick auf die Ziele, den sozia­
len Frieden in der DDR zu sichern, 
die Abwanderungstendenzen bei 
den Arbeitnehmern zu stoppen und 
die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 
langfristig zu sichern.

Wenn die Wirtschafts-, Finanz-, 
Sozial-, Arbeitsmarkt- und Tarifpoli­
tik dem beschäftigungspolitisch not­
wendigen Vorrang für Investitionen 
wirklich Rechnung trägt, dann be­
stehen gute Chancen, einen Wachs­
tumsprozeß in Gang zu setzen, der 
dem der 50er Jahre in der Bundes­
republik entspricht. Dabei muß aller­
dings das Leistungsprinzip Vorrang 
vor dem Besitzstandsdenken haben. 
Mit dem Einigungsvertrag ist der 
Grundstein für Wohlstand und so­
ziale Sicherheit auch in dem ande­
ren Teil Deutschlands gelegt. Die 
Struktur-und Arbeitsmarktprobleme 
können jetzt zügig bewältigt wer­
den.
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Heinz-Werner Meyer

Für eine Neuorientierung 
der Wirtschaftspolitik in der DDR

Die Wirtschaft der DDR befindet 
sich in einer dramatischen Krise. 

Die Wirtschaftslage in der DDR hat 
sich nach Einführung der Wirt­
schafts- und Währungsunion erheb­
lich schlechter entwickelt als erwar­
tet. Auch wenn Prognosen immer 
noch schwierig sind, muß man sich 
auf folgende Entwicklungen einstel­
len:

□  Die Zahl der Arbeitnehmer ohne 
Vollzeitarbeitsplatz nähert sich be­
reits heute der 2-Millionen-Grenze. 
Auf dem Höhepunkt der Krise zur 
Jahreswende 1991/92 muß mit ei­
nem Abbau von drei bis vier Millio­
nen Arbeitsplätzen gerechnet wer­
den, wenn man Arbeitslose, Kurzar­
beiter, Pendler und Übersiedler ein­
bezieht.

□  Die größte deutsche Unterneh­
mensberatungsfirma rechnet damit, 
daß 50% aller DDR-Ünternehmen 
konkursreif sind.

□  Der Zahlungsverkehr in der DDR 
ist mehr oder weniger zusammen­
gebrochen. Solange die DDR das 
„Land der unbezahlten Rechnun­
gen“ (Ex-Treuhandvorsitzender 
Gohlke) bleibt und die Banken nicht 
bereit sind, ohne öffentliche Bürg­
schaften der Wirtschaft Kredite zur 
Verfügung zu stellen, kann der Wirt­
schaftskreislauf nicht in Gang kom­
men.

□  Das Haushaltsdefizit der DDR 
wird immer größer, im zweiten Halb­
jahr 1990 wird es um 20 bis 30 Mil­
liarden DM über den Erwartungen 
liegen.

□  Die Investitionen bundesdeut­
scher und anderer westlicher Unter­
nehmen in der DDR bleiben weit 
hinter den Erwartungen zurück.

Wenn sich die heute sichtbaren 
Entwicklungen sofortsetzen, würde 
die Wirtschaft der DDR entweder 
zusammenbrechen oder sie müßte 
auf Dauer an den Tropf der öffent­
lichen Haushalte und der sozialen 
Sicherungssysteme gehängt wer­
den. Um beides zu verhindern, ist 
eine grundlegende Neuorientierung 
der Wirtschaftspolitik notwendig. Im 
einzelnen sind kurz- und mittelfristig 
folgende Maßnahmen notwendig:

Beträchtliche 
Investitionshindernisse

□  Streichung der Altschulden: Die 
Unternehmen müssen von ihren Alt­
schulden entlastet werden, damit 
der Kreditkreislauf in Gang kommt. 
Die Verschuldung der Unternehmen 
ist nämlich nicht von ihnen selbst zu 
verantworten, sondern ist ein Erbe 
des planwirtschaftlichen Lenkungs­
systems und Folge der Abwälzung 
der Staatsverschuldung auf die 
Wirtschaft durch das SED-Regime. 
Heute sind deshalb auch die wettbe­
werbsfähigen Unternehmen in der 
DDR überschuldet. Diese Altschul­
den sind ein wichtiger Grund dafür, 
daß die Unternehmen ohne öffentli­
che Bürgschaften bei den Banken 
keine Kredite bekommen.

Alle großen Wirtschaftsfor­
schungsinstitute haben deshalb

mit Nachdruck die Streichung der 
Nettoverschuldung der Unterneh­
men gegenüber dem Bankensy­
stem gefordert. Die Übernahme der 
Altschulden bedeutet keine Neuver­
schuldung des Staates, es findet 
nur eine Konsolidierung innerhalb 
der Staatsbilanz zwischen staatsei­
genen Unternehmen und Staats­
haushalt statt.

Allerdings müßte der Staat eine 
Zinsbelastung von etwa 9 Milliarden 
DM übernehmen, die ansonsten die 
Unternehmen zu tragen hätten, 
ohne daß sie dafür allerdings die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen 
erfüllen würden. Generell ist bei die­
ser Entschuldung jedoch darauf zu 
achten, daß nicht einfach eine So­
zialisierung der Verluste und die Pri­
vatisierung der Gewinne stattfindet.

□  Schnelle Klärung der Eigen­
tumsfrage: Das zweite große Hin­
dernis für mehr private Investitionen 
aus westlichen Industrieländern 
sind die ungeklärten Eigentumsver­
hältnisse. Die Enteignungen von 
Betrieben, Grund und Boden usw. 
gehen teilweise bis ins Jahr 1933 
zurück. Die Wiederherstellung frü­
herer Eigentumsverhältnisse würde 
jahrelange Prozesse zur Folge ha­
ben, da wichtige Grundlagen zur Ei­
gentumserklärung heute überhaupt 
nicht mehr vorhanden sind.

Ein Investor, der heute nicht weiß, 
wem morgen ein übernommener 
Betrieb gehören wird, wird einfach 
nicht investieren. Auch der Verkauf 
von dringend notwendigen Gewerbe­
räumen wird blockiert, solange die
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Eigentumsfrage nicht geklärt ist. 
Deshalb muß sofort klargestellt wer­
den, daß nicht die alten Eigentums­
verhältnisse wiederhergestellt wer­
den, sondern daß die Eigentums­
frage auf der Grundlage von Ent­
schädigungsleistungen geregelt 
wird. Jedes Zögern bei der Klärung 
der Eigentumsfrage bedeutet das 
weitere Blockieren des dringend 
notwendigen Investitionsprozesses 
in der DDR.

□  Schnelle Regelung des Altla­
stenproblems: Ähnlich wie die Ei­
gentumsfrage muß das Problem der 
Altlasten schnell geklärt werden. 
Die Industrie der DDR hat die Um­
welt unvergleichlich hoch belastet. 
Viele Böden sind vergiftet. Auch we­
gen dieser Altlasten scheuen westli­
che Investoren vielfach vor einem 
Engagement in der DDR zurück.

Die Hauptverantwortung für die 
Sanierung der Altlasten liegt beim 
Staat als Verursacher. Aber selbst­
verständlich muß das Know-how 
potentieller Investoren aus dem We­
sten bei der Beseitigung der Altla­
sten genutzt werden. Deshalb könn­
ten beim Erwerb kontaminierter Bö­
den Preisnachlässe gewährt wer­
den in Höhe der geschätzten Ko­
sten für die Beseitigung der Altla­
sten. Eine endgültige Verrechnung 
von Bodenpreis und Sanierungsauf­
wendungen müßte am Ende des 
Sanierungsprozesses erfolgen.

Direkte Investitionsförderung

Zur Verbesserung der Rahmen­
bedingungen für private Investitio­
nen sind die Gewährung der Investi­
tionszulage und die Anwendung der 
regionalen Fördermaßnahmen 
nach dem Zonenrandfördersystem 
als erste Schritte zu begrüßen. Dar­
über hinaus ist jedoch eine zusätzli­
che Förderung von betrieblichen In­
vestitionen nach regionalen 
Schwerpunkten auf der Grundlage 
von regionalen Entwicklungskon­
zepten erforderlich.

Angesichts des hohen Zinsni­
veaus und des nicht recht in Gang 
kommenden Kreditkreislaufs sind 
massive Zinsverbilligungshilfen ein 
besonders wichtiges Mittel zur För­
derung von Investitionen in der 
DDR, insbesondere in Zusammen­
hang mit den Kreditprogrammen 
des ERP-Sondervermögens und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
Die Förderung von Infrastrukturin­
vestitionen der Unternehmen ist in 
eine solche Förderung einzubezie­
hen. Die erforderlichen Zinsverbilli­
gungshilfen müssen im Bundes­
haushalt bereitgestellt werden.

Flankierend zu den oben vorge­
schlagenen Maßnahmen muß der 
Staat durch breit angelegte Infra­
struktur- und Umweltsanierungs­
maßnahmen die Standortbedingun­
gen in der DDR langfristig verbes­
sern. Die schlechten Verkehrs- und 
Telekommunikationsbedingungen 

der DDR sind einer der entschei­
denden Standortnachteile für Inve­
stitionen.

Zu den schweren Fehlern der bei­
den deutschen Regierungen gehört 
es, noch kaum Infrastrukturmaß­
nahmen in Angriff genommen zu ha­
ben. Die bisher zur Verfügung ge­
stellten Mittel sind, insbesondere im 
Hinblick auf die hohen konsumtiven 
Ausgaben der DDR, zu gering. 
Selbst für diese geringen Mittel lie­
gen offensichtlich noch keine Pla­
nungen vor. Die Bundesrepublik 
muß die Gebietskörperschaften der 
DDR sofort bei der Planung von mit­
tel- und langfristigen Infrastruktur­
maßnahmen unterstützen und des­
halb Länder und Kommunen in der 
DDR finanziell ausreichend ausstat­
ten.

Die Arbeitslosigkeit in der DDR 
steigt dramatisch. Im Arbeitsförde­
rungsgesetz der DDR, in den Tarif­
verträgen und im Konkursrecht der 
DDR sind zahlreiche Regelungen 
getroffen worden, mit denen ver­

sucht wird, Massenarbeitslosigkeit 
durch Qualifizierungs- und Beschäf­
tigungsprogramme zu verhindern. 
Aller Voraussicht nach sind diese 
Programme nicht ausreichend, ins­
besondere weil die vorhandenen 
Kapazitäten fehlen und die prakti­
sche Umsetzung gefährdet ist. 
Diese Kapazitäten müssen schnell 
geschaffen und eine regionale Infra­
struktur für Qualifizierungspro­
gramme aufgebaut werden.

Qualifizierungsprogramme und
Beschäftigungsgesellschaft

Das rechtliche Instrumentarium 
der DDR darf nicht für eine Verdun­
kelung der Arbeitslosenzahlen ein­
gesetzt werden, sondern muß die 
Menschen in der DDR für neue Ar­
beitsplätze qualifizieren. Qualifizie­
rungs-, Umschulungs- und Beschäf­
tigungsprogramme müssen mit der 
Unternehmenssanierung eng ver­
zahnt werden. Notwendig ist bei­
spielsweise die Einhaltung der fol­
genden arbeitsmarktpolitischen 
Eckwerte:

□  Die Verpflichtung von Betrieben 
und Investoren, mit dem Sanie­
rungsplan auch einen Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsplan vor­
zulegen;

□  die Sicherstellung der betriebli­
chen Bildungs- und Sozialeinrich­
tungen bei der Unternehmenssa­
nierung, und zwar so lange, bis die 
Kommunen ausreichende finan­
zielle Mittel, personelle und planeri­
sche Kapazitäten haben, um diese 
Einrichtungen zu übernehmen;

□  die Verpflichtung der Zusam­
menarbeit von Treuhand, Investo­
ren und Arbeitsverwaltung, damit 
beispielsweise der Beschäftigungs­
abbau und der Aufbau neuer Ar­
beitsplätze regional koordiniert wer­
den kann.

Um es gleich vorweg zu sagen: 
Nicht die in diesem Jahr abge­
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schlossenen Tarifverträge, sondern 
über 40 Jahre Mißwirtschaft, aber 
auch die überstürzte Einführung der 
Währungsunion sind verantwortlich 
für die DDR-Misere. Die abge­
schlossenen Tarifverträge hatten 
eine einkommenspolitische und 
eine beschäftigungspolitische Auf­
gabe zu lösen. Alle Tarifverträge 
zeichnen sich durch ein hohes Maß 
an Flexibilität und Anpassungsmög­
lichkeiten aus, denn die Laufzeit der 
Verträge beträgt in der Regel nur 
drei oder sechs Monate -  dann wird 
neu verhandelt.

Tarifverträge und DDR-Standort

Die einkommenspolitische Auf­
gabe der Tarifpolitik bestand insbe­
sondere in der Sicherung der Real­
einkommen bei gestiegener Steuer- 
und Sozialabgabenbelastung. 
Ohne die Sicherung der volkswirt­
schaftlichen Kaufkraft gäbe es noch 
stärkere kumulativ nach unten ge­
richtete Krisenprozesse in der DDR. 
Bei den Absatz- und Beschäfti­
gungsmöglichkeiten sähe es noch 
verheerender aus, als es ohnehin 
schon der Fall ist. Bei einem noch 
größeren Einkommensrückstand 
gegenüber der Bundesrepublik wür­
den noch mehr Fachkräfte aus der 
DDR abwandern und damit die 
Standortqualität der DDR noch wei­
ter herabdrücken.

Bei der Beurteilung der prozen­
tualen Höhe der Einkommensstei­
gerungen ist zu berücksichtigen, 
daß die DDR-Unternehmen im Ver­
gleich zu früheren planwirtschaftli­
chen Belastungen mit einer Fülle 
von Abgaben durch die Einführung 
des bundesdeutschen Steuer- und 
Sozialabgabensystems stärker ent­
lastet worden sind, als sie durch die 
neuen Tarifabschlüsse belastet wur­
den.

Im beschäftigungspolitischen Teil 
der Tarifabschlüsse spielen Um­
schulungsmaßnahmen und Siche­

rung von Arbeitsplätzen eine her­
ausragende Rolle. Die wichtigsten 
beschäftigungspolitischen Ele­
mente in den Tarifverträgen sind der 
vorübergehende Ausschluß von be­
triebsbedingten Kündigungen, ein 
Zuschuß zum Kurzarbeiter- bzw. 
Unterhaltsgeld sowie die Einrich­
tung von betrieblichen Qualifizie­
rungskommissionen. Hier haben 
die Tarifvertragsparteien auch für 
die Zukunft einen Weg gewiesen, in­
dem sie einvernehmlich von dem 
Prinzip „qualifizieren statt entlas­
sen“ ausgingen und so die Voraus­
setzung für die produktive Nutzung 
künftiger Sachinvestitionen in der 
DDR geschaffen haben. Aber auch 
hier gilt: Entscheidend ist, daß die 
organisatorischen Voraussetzun­
gen zur Umsetzung des genannten 
Prinzips geschaffen werden.

Notwendige 
Zusammenarbeit

Die Wirtschaftskrise in der DDR, 
die sozialen und ökologischen Auf­
gaben, die im künftigen Gesamt­
deutschland gelöst werden müs­
sen, verlangen die enge Zusam­
menarbeit der wichtigen gesell­
schaftlichen Kräfte. Auf der Unter­
nehmensebene wird eine solche 
Zusammenarbeit im Rahmen der 
Mitbestimmung mit einer gewissen 
Zwangsläufigkeit erfolgen. Daß an 
dieser Stelle eine durchgehende 
wirklich paritätische Mitbestimmung 
eine effektivere Basis für gewerk­
schaftliche Mitarbeit geben würde, 
muß hier nicht weiter ausgeführt 
werden.

Im Rahmen der gegebenen Mit­
bestimmungsstrukturen sind Be­
triebsräte und Gewerkschaftsver­
treter auf der einen Seite auf private 
Investoren und staatliche Flankie­
rung angewiesen. Sie werden Sa- 
nierungs-, Modernisierungs- und 
Rationalisierungsinitiativen unter 
dem Gesichtspunkt der Arbeitneh­

merinteressen konstruktiv beglei­
ten. Auf diese konstruktive Beglei­
tung wiederum sind Investoren, Un­
ternehmensberater und Treuhand- 
Repräsentanten ihrerseits angewie­
sen. Man würde den Hoffnungen 
der Menschen in der DDR nicht ge­
recht, wenn der Neuaufbau der 
DDR-Wirtschaft ausschließlich an 
betriebswirtschaftlichen Kennzah­
len und Gewinnzielen ausgerichtet 
würde. Hier einen sinnvollen und ef­
fektiven Ausgleich zu schaffen, ist 
eines der Hauptziele der Koopera­
tion von Investoren und Arbeitneh­
mern in den Unternehmensebenen 
derTreuhand.

Schweres Versäumnis

Aber den Politikern ist diesbezüg­
lich ein schweres Versäumnis anzu­
kreiden: Die Regierungen in West 
und Ost haben dafür gesorgt, daß 
Arbeitnehmer und Gewerkschaften 
in dem obersten Gremium der DDR- 
Wirtschaft, dem Verwaltungsrat der 
Treuhand, überhaupt nicht vertreten 
sind. So kann kein Konsens mit den 
Betroffenen über die zentralen Fra­
gen des wirtschaftlichen Umbaus 
hergestellt werden.

Neben Differenzen gibt es aber 
auch zahlreiche Gemeinsamkeiten 
zwischen den staatlichen Organen, 
den Arbeitgebern und den Gewerk­
schaften beim Aufbau der DDR- 
Wirtschaft. Der DGB schlägt des­
halb die enge Zusammenarbeit auf 
kommunaler, regionaler, staatlicher 
Ebene und innerhalb der Wirt­
schaftsbranchen vor. Durch die Be­
teiligung der Arbeitnehmer können 
zahlreiche Probleme der Struktur- 
und Infrastrukturentwicklung, der 
Qualifizierungs- und Beschäfti­
gungsmaßnahmen sozialverträgli­
cher und effektiver gestaltet wer­
den. Der DGB und seine Mitglieds­
gewerkschaften bieten Staat und 
Arbeitgebern deshalb auch an die­
ser Stelle die Zusammenarbeit an.
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Jürgen Kromphardt

Versagen des Staates und derTarifparteien

Bevor man die Frage behandelt, 
ob Staat und Tarifparteien ihrer 

beschäftigungspolitischen Verant­
wortung in der DDR gerecht wer­
den, muß man betonen, daß die der­
zeitige schlechte Entwicklung der 
DDR-Wirtschaft überwiegend auf 
Marktversagen zurückgeführt wer­
den muß. Dabei heißt Marktversa­
gen, daß die Märkte in der DDR bis­
lang nicht so funktionieren, wie es 
der wettbewerblichen Grundidee 
des marktwirtschaftlichen Systems 
entspricht. Dieser Idee zufolge sol­
len die Anbieter von Gütern und 
Diensten in einem unbeschränkten 
Wettbewerb untereinander die glei­
chen Chancen haben, ihre angebo­
tenen Produkte an die Nachfrager 
abzusetzen.

Davon aber kann insbesondere 
im Konsumgüterbereich in der DDR 
keine Rede sein. Vielmehr hat der 
dortige Groß- und Einzelhandel vie­
len DDR-Produkten keine Chance 
gegeben, in der DDR von den Kon­
sumenten gekauft zu werden. Statt 
dessen haben sich DDR-Handels- 
ketten auf Belieferungsverträge mit 
westdeutschen Partnern eingelas­
sen -  sei es aus Bequemlichkeit, sei 
es aufgrund ökonomischen Druk- 
kes von dieser Seite in deren 
Folge das angebotene Sortiment 
fast ausschließlich aus westlichen 
Produkten besteht. Westliche und 
östliche Handelsunternehmen ha­
ben vielfach ihre Marktmacht miß­
braucht, um den Wettbewerb von 
DDR-Produkten von vornherein 
auszuschalten. Für den Bereich der 
Nahrungsmittel hat dies z.B. von 
Geldern, Staatssekretär im Bundes­
ernährungsministerium, hervorge­
hoben und zusätzlich den Verdacht

geäußert, daß „die alten sozialisti­
schen Funktionäre, die in den priva­
tisierten Handelsketten jetzt wieder 
an den Schaltstellen säßen, DDR- 
Produkte bewußt boykottierten ... 
Manche alten Funktionäre wälzten 
ganz bewußt die Schuld für die Ab­
satzmisere der sozialen Marktwirt­
schaft zu“ (Frankfurter Rundschau 
vom 13.8.1990).

Zum Marktversagen im oben ge­
nannten Sinne trägt auch bei, daß 
die Verbraucher in der DDR sich bei 
der Beurteilung der ihnen angebote­
nen Erzeugnisse sehr stark von Vor­
urteilen lenken und durch Verpak- 
kung und Werbung blenden lassen.

Diesem Marktversagen steht nun 
ein Staatsversagen in zweifacher 
Hinsicht gegenüber: Erstens haben 
die Wirtschaftspolitiker und staatli­
chen Organe, die auf die Wirt­
schaftsunion Bundesrepublik-DDR 
zum 1. Juli 1990 gedrängt haben, 
weder das geschilderte Marktversa­
gen vorhergesehen noch haben sie 
bislang geeignete und durchgrei­
fende Gegenmaßnahmen ergriffen. 
Zweitens haben sie durch man­
gelnde Vorsorge in anderen Berei­
chen nicht verhindert, daß die nega­
tiven Einflüsse von seiten der priva­
ten Nachfrage auch noch durch 
gleichgerichtete Einflüsse von 
staatlicher Seite verschärft wurden.

Fehlende Schutzregelungen

So richtig und notwendig es war, 
die Währungsunion rasch und 
schlagartig zu vollziehen und die 
DM zum 1. 7.1990 in der DDR zum 
gesetzlichen Zahlungsmittel zu ma­
chen, so unnötig und leichtfertig war 
der Beschluß, zu diesem Zeitpunkt

auch die Wirtschaftsunion zwischen 
den beiden deutschen Staaten 
ohne Übergangsfristen zu vollzie­
hen. Ich habe im März-Heft dieser 
Zeitschrift darauf hingewiesen, daß 
bei allen Beitritten wirtschaftlich 
schwächerer Staaten zur EG mehr­
jährige Übergangsfristen vorgese­
hen wurden. So wurde beim Beitritt 
Spaniens, das nach der Höhe von 
Arbeitsproduktivität und Reallohn 
noch am ehesten mit der DDR ver­
glichen werden kann, vereinbart, 
daß die Zollmauern um die spani­
sche Wirtschaft stufenweise nach 
einem festen Schema erst im Laufe 
von sieben Jahren abzubauen sind. 
Auf diese Weise wurde der spani­
schen Industrie Zeit gegeben, sich 
auf den ungehinderten Wettbewerb 
mit der überlegenen EG-Wirtschaft 
vorzubereiten und die notwendigen 
Umstrukturierungen vorzunehmen.

Entsprechende Schutzregelun­
gen für den Übergang der DDR- 
Wirtschaft zu vereinbaren, wurde 
versäumt. Dazu hat beigetragen, 
daß die DDR über keinen Schutz 
durch Wertzölle verfügte, sondern 
ihre Einfuhren über mengenmäßige 
Beschränkungen regulierte. Es 
wäre aber möglich gewesen, zumin­
dest für alle Konsumgüter einen sol­
chen Zollschutz mit einem einheitli­
chen und zunächst sehr hohen Zoll­
satz einzuführen, der dann rasch 
hätte abgebaut werden können. 
Trotz aller Umgehungsmaßnahmen 
hätte diese Regelung den Absatz 
von DDR-Waren in gewissem Um­
fang gesichert und außerdem der 
DDR-Regierung zu Einnahmen ver­
holten. Diese wären um so höher 
gewesen, je mehr die DDR-Bewoh-
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ner Westwaren gekauft hätten, trotz 
ihrer durch den Zoll bewirkten Ver­
teuerung. Dadurch hätte die Regie­
rung dann, wenn umfangreiche Hil­
fen für die DDR-Betriebe nötig ge­
wesen wären, auch über zusätz­
liche Finanzmittel verfügt.

Der Einigungsvertrag hat eine 
derartige Übergangsregelung nicht 
vorgesehen, und die DDR-Volks- 
kammer hat von der Regierung ein- 
gebrachte Gesetze abgelehnt, dem­
zufolge westliche Konsumgüter mit 
einer Importabgabe von 11% (ein 
sowieso viel zu niedriger Satz) be­
legt werden sollten. Beide Regie­
rungen haben es mithin versäumt, 
den DDR-Betrieben die notwendi­
gen Umstellungsfristen zu gewäh­
ren.

Ausnutzung von Marktmacht

In einem weiteren Bereich haben 
insbesondere die westdeutschen 
wirtschaftspolitischen Instanzen 
versagt, nämlich bei der Verhinde­
rung der eingangs genannten Prak­
tiken westdeutscher Handelsunter­
nehmer, ostdeutsche Lieferanten 
der DDR-Handelsorganisationen 
mehr oder minder rigoros auszu­
schalten. Man kann der DDR-Re­
gierung zugute halten, daß ihre Vor­
stellungen über die Marktwirtschaft 
notgedrungen mehr von der Litera­
tur als von der Realität geprägt wa­
ren; die Politiker auf westdeutscher 
Seite (insbesondere die Wirt­
schaftspolitiker, soweit sie in die 
Entscheidungen einbezogen wur­
den) hätten wissen müssen, daß 
auch in einer Marktwirtschaft die 
Unternehmen bestrebt sind, für ih­
ren jeweiligen Bereich den Wettbe­
werb möglichst weit einzuschrän­
ken -  trotz aller grundsätzlichen Be­
fürwortung des Wettbewerbs als 
Ordnungsprinzip - ,  und daß die un­
erfahrenen DDR-Lieferanten die­
sen Bestrebungen wenig entgegen­
zusetzen hatten. Das Bemühen der 
Allianz-Versicherung, sich die Vor­

teile der bisherigen Monopolstel­
lung der staatlichen DDR-Versiche- 
rung zu sichern, hätte die Zuständi­
gen rechtzeitig warnen und sie zu 
geeigneten gesetzgeberischen 
Maßnahmen veranlassen müssen.

Angesichts der Fehlentwicklun­
gen im Bereich der privaten Nach­
frage wäre es um so dringlicher, daß 
die staatlichen Instanzen rasch und 
zügig die notwendigen Aufgaben 
zur Sanierung von Wirtschaft und 
Umwelt in der DDR angehen und 
durch die Vergabe von entsprechen­
den Aufträgen an Industrie und 
Handwerk zur Stabilisierung der Be­
schäftigungsentwicklung beitragen 
können. Da solche Aufträge vor al­
lem von den Kommunen vergeben 
werden müssen, wäre es notwendig

gewesen, diese sofort nach der 
Währungs- und Wirtschaftsunion 
mit den notwendigen eigenen Fi­
nanzmitteln und Kreditlinien aus­
zustatten oder aber die bisherige 
Praxis zunächst fortzusetzen, wo­
nach die Kommunen fast vollstän­
dig vom Zentralstaat finanziert wur­
den.

Statt dessen tat man weder das 
eine noch das andere, so daß viele 
Gemeinden seit dem 1. Juli zu we­
nig Geld haben, um gänzlich unum­
strittene Maßnahmen im Bereich 
der Wohnungssanierung, der Fertig­
stellung bereits begonnener Woh­
nungsneubauten und des Umwelt­
schutzes (vor allem Neubau oder 
Ausbau von Kläranlagen und Fern­
heizungssystemen) fortzuführen 
bzw. in die Wege zu leiten. Infolge­
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dessen droht die Einstellung laufen­
der Maßnahmen anstelle der erhoff­
ten Ankurbelung durch eine Vielzahl 
neuer Aktivitäten. Zeitungsmeldun­
gen zufolge sind dadurch sogar 
viele der bereits seit langem existie­
renden Handwerksbetriebe in ihrer 
Existenz gefährdet, und das, ob­
wohl gerade vom Handwerk ein Bei­
trag zur Stabilisierung der Beschäf­
tigungssituation in der DDR erwar­
tet wurde und wird.

Auch hier hat es an vorausschau­
ender Planung und Reorganisation 
gefehlt. Schon im Einigungsvertrag 
hätte die DDR-Regierung ermäch­
tigt werden müssen, allen Gemein­
den bis zur Schaffung einer eigen­
ständigen kommunalen Finanzwirt­
schaft Ausgaben auf den oben an­
geführten Gebieten -  und vermut­
lich noch einigen anderen -  zu er­
statten und sich dafür, abgesichert 
durch eine Bundesbürgschaft, zu­
sätzlich zu verschulden. Die ent­
sprechenden Beträge wären dann 
in Aufträge an Handwerk und Bau­
wirtschaft der DDR geflossen. Statt 
dessen zahlt der Bund nun auf dem 
Wege über die Bundesanstalt für Ar­
beit Beträge in beträchtlicher Höhe 
für Kurzarbeitergeld und Arbeits­
losenunterstützung in der DDR, 
ohne daß Wohnungs- und Umwelt­
situation in der DDR davon profitie­
ren.

Eine entsprechende Regelung im 
Einigungsvertrag hätte die Entwick­
lung verhindert, die sich nun einge­
stellt hat: Die eingeplanten Einnah­
men des DDR-Zentralstaats blei­
ben aus: die Betriebe brauchen 
keine produktgebundenen Abga­
ben mehr zu zahlen, die neu einge­
führte Lohn-, Einkommen- und 
Mehrwertsteuer sowie Sozialabga­
ben erbringen aus vorhersehbaren 
organisatorischen Gründen, aber 
auch wegen der Liquiditätseng­
pässe bei den DDR-Betrieben, ein 
wesentlich geringeres Steuerauf­
kommen, als den Einkommen und

den Umsätzen entspricht. Die DDR- 
Regierung sieht sich daher gezwun­
gen -  auch unter dem Druck des 
rein fiskalisch argumentierenden 
Bundesfinanzministeriums - ,  ihre 
Ausgaben auch auf Kosten der Ge­
meinden und damit der von diesen 
zu leistenden dringlichen Aufgaben 
zu reduzieren und deren Finanzie­
rung zu verzögern.

Auf diese Weise müssen die Ge­
meinden dringliche Aufgaben zu­
rückstellen, wodurch die Beschäfti­
gungssituation weiter belastet wird. 
Es erfolgt also in diesem Bereich 
nicht einmal eine Stabilisierung der 
Beschäftigung, ganz zu schweigen 
von einer kräftigen Ausweitung, zu 
der ein umfangreiches, rechtzeitig 
beschlossenes Wohnungs- und 
Umweltsanierungsprogramm hätte 
führen können.

Angesichts der Bedeutung, die 
dem Privateigentum an Produk­
tionsmitteln in der Diskussion über 
Wirtschaftsordnungen beigemes­
sen wird, ist es schon erstaunlich, 
wie wenig die Wirtschaftsunion 
auch und gerade in diesem Punkt 
vorbereitet worden ist. Sicherlich 
war es nicht möglich, die Eigen­
tumsverhältnisse an den einzelnen 
Grundstücken zu klären, aber es 
wären Maßnahmen möglich gewe­
sen, um die Folgen dieser Unklar­
heiten zu mildern.

Die wichtigsten Folgen sind: Viele 
Betriebe haben Schwierigkeiten, 
Bankkredite zu erhalten, weil sie 
kein Grundeigentum als Sicherheit 
bieten können, und die ungeklärten 
Eigentumsverhältnisse verhindern 
auch unabhängig davon Investitio­
nen, weil die Betriebe, auch wenn 
sie die Betriebsräume gepachtet ha­
ben, keine sichere Planungsgrund­
lage bezüglich Pachthöhe und 
-dauer haben.

Für die Kreditgewährung wäre es 
notwendig gewesen, daß der Staat 
in großzügiger Weise Bürgschaften

übernimmt. Zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit hätten außerdem 
Pächter und Investoren durch ge­
eignete Regelungen mittelfristig gel­
tende Garantien erhalten müssen. 
Eine weitere Maßnahme wird offen­
bar jetzt im 2. Staatsvertrag ange­
strebt: Kauft ein Investor aus ver­
meintlich öffentlichem Besitz Grund 
und Boden, und stellt es sich an­
schließend heraus, daß Privateigen­
tum gegeben war, so muß aus der 
Staatskasse dem früheren Eigentü­
mer eine angemessene Entschädi­
gung gezahlt werden, eine Rück­
gabe des Grundstücks ist dagegen 
ausgeschlossen. Diese Regelung 
hätte vor der Währungsunion erfol­
gen müssen!

Fehlsteuerungen

Auch auf dem Arbeitsmarkt selbst 
sind Fehlentwicklungen festzustel­
len. Wie aus dem Vorangegange­
nen deutlich geworden sein dürfte, 
hätten die durch Marktversagen 
und Politikversagen hervorgerufe­
nen Probleme auch nicht oder nur in 
minimalem Umfang durch einen 
Verzicht auf die bislang vereinbar­
ten Lohnsteigerungen vermieden 
werden können; denn die weitge­
hende Nichtberücksichtigung der 
DDR-Anbieter durch die Handels­
unternehmen wäre dadurch kaum 
berührt worden. Auch darf bei der 
Bewertung dieser Lohnabschlüsse 
nicht übersehen werden, daß die 
Gefahr einer Abwanderung der 
DDR-Arbeitskräfte nur gebannt wer­
den kann, wenn eine Anpassung 
des Lohnniveaus in beiden deut­
schen Staaten in überschaubarer 
Zeit abzusehen ist. Dazu ist darauf 
hinzuweisen: Wenn man Lohnzu­
wächse in der DDR von 30% auf 
das ungefähr dreimal so hohe west­
deutsche Lohnniveau bezieht, be­
deuten sie nur einen Zuwachs von 
10%! Zu kritisieren ist allerdings, 
daß die Lohnsteigerungen nicht zur 
Verbesserung der Lohnstruktur ver­
wendet wurden, sondern durch ein­
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heitliche Zuwachsraten oder gar 
-beträge gekennzeichnet sind.

Abgesehen von diesem letzten 
Punkt ist die Lohnentwicklung seit 
dem 1. 7. 1990 beschäftigungspoli­
tisch vertretbar. Eine gravierende 
Fehlentscheidung liegt jedoch auf 
dem Arbeitsmarkt bei der Behand­
lung der notwendigen Entlassun­
gen vor. Diese werden derzeit durch 
Kündigungsschutzabkommen und 
eine extensive Kurzarbeitergeldre­
gelung weitgehend vermieden. Da­
bei geben auch staatliche Instanzen 
schlechte Beispiele, so das DDR- 
Innenministerium, das mit der Ge­
werkschaft eine Kündigungsschutz­
vereinbarung getroffen hat, wo­
durch ausgerechnet in diesem Be­
reich unter Einschluß von Polizei 
und Strafvollzug Kündigungen un­
möglich sein sollen.

Diese Entwicklung wäre nicht so 
sehr zu kritisieren, wenn dadurch 
überflüssig gewordenen Arbeits­

kräften nur eine Übergangszeit zu­
gestanden würde und vorüberge­
hend in Liquiditäts- oder Umstel­
lungschwierigkeiten geratenen Be­
trieben für begrenzte Zeit über die 
Runden geholfen würde. Die derzei­
tige Praxis sieht aber so aus, daß 
die unangenehme Entscheidung, 
welche Teile der Belegschaft entlas­
sen werden müssen, von den Lei­
tungen der Betriebe und öffentli­
chen Verwaltungen hinausgescho­
ben wird. Selbst Mitarbeitern von 
auf jeden Fall überbesetzten Ver­
waltungen wird nicht klipp und klar 
gesagt, wer von ihnen nach Ablauf 
der derzeitigen, nur begrenzt gülti­
gen Kurzarbeitergeldregelungen 
ausscheiden muß. Dadurch fehlt 
der Druck auf die Betroffenen, sich 
schon jetzt nach neuen Beschäfti­
gungsmöglichkeiten umzusehen 
und aktiv nach neuer Arbeit, auch in 
ganz anderen Bereichen, z.B. im 
Einzelhandel in künftigen Touristik- 
Gebieten, zu suchen. Ein solcher

Druck ist aber gerade in einer Ge­
sellschaft, in der Eigeninitiative seit 
Jahrzehnten eher unterdrückt als 
gefördert wurde, erforderlich, um 
die Betroffenen zu eigenem Han­
deln zu veranlassen.

Die wirtschaftspolitischen Instan­
zen in beiden deutschen Staaten 
werden ihrer Verantwortung für die 
beschäftigungspolitische Entwick­
lung in der DDR nicht gerecht; denn 
sie haben dem vorhersehbaren 
Marktversagen nicht durch geeig­
nete Maßnahmen entgegengewirkt, 
und sie haben keine Vorkehrungen 
getroffen, um die staatlichen Auf­
träge an Industrie und Handwerk zu 
verstetigen. Die Tarifparteien stem­
men sich der schlechten Entwick­
lung der Beschäftigungslage nun 
auch mit Mitteln entgegen, die nur 
scheinbar und vorübergehend Ab­
hilfe verschaffen, die aber den not­
wendigen Umstrukturierungs- und 
Anpassungsprozeß verzögern.

Hermann Albeck

Lohnentwicklung entscheidet über die künftige 
Höhe der Beschäftigung

Eine beschäftigungspolitische Ver­
antwortlichkeit der Tarifparteien 

ergibt sich grundsätzlich aus dreier­
lei: Erstens aus der Tarifautonomie, 
d.h. dem Recht, für Löhne und son­
stige Arbeitsbedingungen verbind­
liche Mindeststandards festzulegen; 
diese gelten zwar unmittelbar nur 
für Mitglieder der tarifschließenden 
Parteien, aus verschiedenen Grün­
den aber mittelbar auch für den weit­
aus größten Teil der nicht organisier­
ten Arbeitnehmer. Zweitens aus 
dem maßgeblichen Einfluß tariflicher 
Mindeststandards auf die tatsäch­
lichen Arbeitsbedingungen, insbe­

sondere auf die tatsächliche Höhe 
und Struktur der Personalkosten. 
Drittens aus der Bedeutung der Per­
sonalkosten für Höhe und Struktur 
der Beschäftigung: Unternehmen 
können in einer Marktwirtschaft 
schon aus Konkurrenzgründen nur 
insoweit Mitarbeiter beschäftigen, 
wie die damit verbundenen Perso­
nalkosten zu erwirtschaften sind; in­
wieweit sie zu erwirtschaften sind, 
bestimmen die Produktionsleistun­
gen der Arbeitskräfte -  die Arbeits­
produktivität -  und die dafür am 
Markt erzielbaren Produktpreise. 
Bei gegebenen Arbeitsproduktivitä­

ten und gegebenen Marktpreisen 
hängt es deshalb von Höhe und 
Struktur der Personalkosten ab, 
wieviel und welche Beschäftigungs­
verhältnisse rentabel sind.

Soviel zum Grundsätzlichen. Seit 
Einführung der Wirtschafts- und 
Währungsunion sind die Preise 
handelbarer Güter in der DDR im 
wesentlichen von den Märkten in 
der Bundesrepublik vorgegeben; 
nach Einpendeln einer neuen Preis­
struktur mit temporären Niveauef­
fekten kann man davon ausgehen, 
daß die Geldpolitik der deutschen
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Bundesbank für ein insgesamt sta­
biles Preisniveau sorgt. Das maß­
gebliche Kriterium für beschäfti­
gungsfreundliche Personalkosten 
ist deshalb die Arbeitsproduktivität-  
wohlgemerkt die Produktionslei­
stung je Arbeitsstunde bei der Her­
stellung marktfähiger Produkte, 
nicht beim Erzeugen unverkäuf­
licher Ladenhüter.

Löhne und Produktivität

Die DDR erlebt gegenwärtig ihre 
erste Lohnrunde im Rahmen der Ta­
rifautonomie. Die bisher vorliegen­
den Abschlüsse brachten pau­
schale Lohnerhöhungen zumeist 
zwischen 30 und 40%, Rationalisie­
rungsschutzabkommen nach bun­
desdeutschem Muster, teilweise mit 
erweitertem Kündigungsschutz 
(Metall- und Elektroindustrie), in 
manchen Branchen den Übergang 
zur 40-Stunden-Woche, ferner eine 
Reihe ergänzender Einkommens­
verbesserungen. Schon im ersten 
Halbjahr waren im Vorgriff auf die 
Wirtschafts- und Sozialunion in vie­
len Betrieben die Arbeitsentgelte 
spürbar erhöht worden. Insgesamt 
muß man wohl davon ausgehen, 
daß das Lohnniveau gegen Jahres­
ende um rund zwei Fünftel höher 
sein wird als zum Jahresbeginn.

Selbst wenn man einen spürba­
ren Niveaueffekt der Preisanpas­
sungen unterstellt, ist kein Produkti­
vitätsschub in Sicht, der diesen 
Sprung bei den Arbeitskosten be­
schäftigungspolitisch kompensie­
ren könnte. Es wird zwar schon al­
lein deshalb Produktivitätsgewinne 
geben, weil die typischen Reibungs­
verluste der Zentralplanung -  Ar­
beitspausen wegen fehlender Zulie­
ferungen und Ersatzteile -  wegfal­
len. Der statistische meßbare Pro­
duktivitätsfortschritt wird aber zu ei­
nem erheblichen Teil nur Reflex der 
Tatsache sein, daß der aus dem so­
zialistischen Wirtschaftssystem 
überkommene aufgeblähte Perso­
nalbestand jetzt abgebaut wird; die
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Größenordnungen dürften beträcht­
lich sein und in die Millionen gehen. 
Produktivitätsfortschritte aus die­
sem Grunde signalisieren keinen 
Lohnerhöhungsspielraum. Selbst 
wenn es künftig rasch zu dem er­
hofften Kapitalzustrom und einer 
lebhaften Investitionstätigkeit 
kommt, wird die Menge rentabler Ar­
beitsplätze deshalb geringer und 
das Problem der Arbeitslosigkeit 
größer sein.

Das wäre nur anders, wenn das 
Ausgangsniveau der Arbeitskosten 
je Produkteinheit mit der Umstel­
lung der Löhne und Gehälter im Ver­
hältnis 1:1 zu niedrig gewählt wor­
den wäre. Bei den Überlegungen 
zur Wahl des Umstellungssatzes 
war man davon ausgegangen, daß 
in der DDR sowohl die Arbeitspro­
duktivität als auch das Lohnniveau 
sich grob geschätzt auf ein Drittel 
der Werte dieser Größen in der Bun­
desrepublik belaufen, so daß eine 
Umstellung der Löhne im Verhältnis 
1:1 die Arbeitskosten je Produktein­
heit nicht wesentlich verändert. Daß 
bei diesem Niveau hinreichend 
viele Betriebe und Arbeitsplätze 
wettbewerbsfähig sein würden, 
stützte sich auf die Erwartung einer 
alsbald einsetzenden kräftigen In­
vestitionstätigkeit, die zu neuen Pro­
duktionsanlagen, neuen marktfähi­
gen Produkten und im Gefolge da­
von zu beträchtlichen Produktivi­
tätsfortschritten bei der Herstellung 
verkäuflicher Produkte führt. Diese 
Erwartung hat sich bisher nicht er­
füllt; das Ausgangsniveau der Ar­
beitskosten je Produkteinheit dürfte 
deshalb aus heutiger Sicht wohl 
eher zu hoch als zu niedrig gegriffen 
worden sein.

Lohndifferenzierung

Die beschäftigungspolitischen 
Herausforderungen sind in der ge­
genwärtigen Übergangsphase be­
sonders groß, weil die Produktion 
grundlegend und rasch umstruktu­
riert werden muß. In vielen Betrie­

ben, Branchen und Regionen fallen 
Arbeitsplätze weg, woanders kom­
men neue hinzu ¡viele alte Qualifika­
tionen sind nicht mehr gefragt, neue 
Fähigkeiten und Fertigkeiten müs­
sen erlernt werden. Für die Arbeit­
nehmer bringt das zunächst einmal 
beträchtliche und bisher weitge­
hend unbekannte Anpassungshär­
ten. Um sie zu lindern, sehen zahl­
reiche Abschlüsse sozialplanähnli­
che Regelungen vor; häufig sollen 
die Betriebe auch das Kurzarbeiter­
geld aufstocken, das von der Bun­
desanstalt für Arbeit für eine we­
sentlich verlängerte Bezugszeit ge­
zahlt wird; gelegentlich wurde sogar 
ein einjähriger Kündigungsschutz 
vorgesehen.

Derartige Regelungen mögen 
den betroffenen Arbeitnehmern 
zwar etwas mehr Beschäftigungs- 
und Einkommenssicherheit bringen 
-  bei den Zuzahlungen zum Kurzar­
beitergeld ist das nicht so sicher, 
weil Kurzarbeiten für die Betriebe 
jetzt teurer und Entlassen damit re­
lativ billiger wird; insbesondere Ent­
lassungssperren behindern aber 
den Restrukturierungsprozeß und 
mindern damit die möglichen Pro- 
duktivitäts- und Realeinkommens­
zuwächse für alle. Das Ausmaß der 
mit der Umstrukturierung verbunde­
nen Freisetzung von Arbeitskräften 
hätte sich wohl auch verringern und 
zusätzlich der Umfang der Neuein­
stellungen vergrößern lassen, wenn 
die generelle Erhöhung der Tarif­
löhne geringer geblieben wäre und 
so Raum gelassen hätte für eine 
Lohndifferenzierung, die den Ände­
rungen in der Struktur der Beschäfti­
gungschancen Rechnung trägt.

Die Erprobung teilweise ertrags­
abhängiger Lohnbestandteile wäre 
dabei besonders beschäftigungs­
freundlich gewesen. Anpassungs­
bedarf gibt es insbesondere bei der 
beruflichen Lohnstruktur. In der 
DDR steht die nötige Differenzie­
rung der Löhne nach Funktionen
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bzw. Qualifikationen noch aus. Da­
mit fehlen unter anderem auch die 
wichtigen Qualifizierungsanreize, 
die von dauerhaften und knapp­
heitsorientierten Lohnrelationen 
ausgehen. In dieser Situation sind 
Maßnahmen der beruflichen Ausbil­
dung, Fortbildung und Umschulung 
besonders dringlich. Viele Tarifver­
träge sehen vor, daß Kurzarbeiter 
im Betrieb umzuschulen sind; das 
ist im Verbund mit anderen Qualifi­
zierungsanstrengungen sicherlich 
ein vernünftiger Weg, den notwendi­
gen Strukturwandel zu erleichtern. 
Die Organisation und Durchführung 
konkreter Programme steckt aber 
offenbar noch in den allerersten An­
fängen. Die Tarifparteien bleiben 
hier beschäftigungspolitisch gefor­
dert. Das gilt noch mehr im Hinblick 
darauf, daß ab 1991 die Tariflohn­
strukturen den Verhältnissen in der 
Bundesrepublik angepaßt werden 
sollen. Es ist zu erwarten, daß die 
damit verbundene starke Ausweitung 
der qualifikatorischen Lohndifferen­
zen nur in einer Richtung erfolgt, 
nämlich nach oben, so daß schon 
allein deshalb ein erneuter spürba­
rer Kostenschub zu erwarten ist -  
dies um so mehr, als mit der in der 
jetzigen Tarifrunde praktizierten 
überdurchschnittlichen Anhebung 
der Löhne in den unteren Lohngrup­
pen erst einmal eine Nivellierung 
stattgefunden hat. In einem seiner 
jüngsten Wochenberichte beziffert 
das DIW den „Niveaueffekt“ einer 
Übernahme westdeutscher Lohn­
strukturen, bei der niemand absolut 
schlechter gestellt wird, auf gut 
26%. Er müßte wohl auf mehrere 
Jahre verteilt werden, um den Kon­
takt mit der Produktivitätsentwicklung 
nicht erneut zu verlieren.

Investitionshemmnisse

Die beschäftigungspolitische Ver­
antwortlichkeit der Tarifparteien hat 
natürlich Grenzen. Die Haupthinder­
nisse einer raschen Restrukturie­
rung der DDR-Wirtschaft kommen

sicherlich nicht von den Löhnen, 
sondern von anderen Investitions­
hemmnissen. Akzeptable Grund­
stücke für Gewerbeansiedlungen 
sind bisher nur sehr begrenzt ver­
fügbar; an ungeklärten Eigentums­
fragen sind bislang viele Investi­
tionsvorhaben vorläufig geschei­
tert; eine wesentliche Belastung 
des Investitionsklimas war bisher 
auch die Erwartung, daß DDR-Be- 
triebe wegen der Altschuldenum­
stellung im Verhältnis 2:1 und einer 
marktmäßigen Verzinsung der Rest­
schuld mit hohen Kapitalkosten vor­
belastet seien. Im übrigen ergibt 
sich die Attraktivität des Standorts 
DDR regelmäßig aus einem länger­
fristigen Investitionskalkül, in dem 
sämtliche Kostenkomponenten 
über die voraussichtliche Nutzungs­
dauer des Investitionsprojekts hin­
weg abzuschätzen sind. Hier mußte 
jeder Investor eigentlich damit rech­
nen, daß es bei den Personalkosten 
zu einer Angleichung an bundesre­
publikanische Verhältnisse kommt. 
Das jetzt vorgelegte Tempo macht 
den Standort DDR aber zweifellos 
weniger attraktiv.

Sonderfaktoren

Ein Urteil muß auch berücksichti­
gen, daß Tarifpolitik in der DDR der­
zeit unter ganz besonderen Vorzei­
chen steht. Der organisatorische 
Rahmen für Tarifverhandlungen ist 
erst im Aufbau; die Verhandlungs- 
teilnehmer im Osten sind noch nicht 
eingeübt. Nach langen Jahren der 
Entbehrung haben die Arbeitneh­
mer jetzt die Chance, gutes Geld zu 
verdienen und damit an dem Wohl­
stand teilzuhaben, der bisher gleich­
sam vor ihrer Haustüre immer sicht­
bar, normalerweise aber eben nicht 
erreichbar war. Der Wunsch nach 
höheren Einkommen ist deshalb 
wohl übermächtig. Hinzu kommt, 
daß die aktuellen Preisanpassun­
gen offenbar die Erwartung weck­
ten, man werde trotz ungefähr glei­
cher Abgabenbelastung (höhere

Sozialabgaben, aber niedrigere 
Lohnsteuer) nachhaltige Kaufkraft­
einbußen erleiden. DieTarifparteien 
können auch darauf verweisen, daß 
nach der laufenden Lohnrunde die 
durchschnittlichen Bruttolöhne in 
der DDR voraussichtlich erst in 
etwa halb so hoch sein werden wie 
in der Bundesrepublik; der Anreiz 
zur Abwanderung ist damit zwar ge­
ringer geworden, aber keineswegs 
beseitigt, vor allem nicht für jene be­
sonders qualifizierten und lei­
stungsfähigen Arbeitskräfte, die im 
Westen ein Mehrfaches verdienen 
können. Bei der gegenwärtigen 
Konstellation politischer Interessen 
und der Zuordnung finanzieller Ver­
antwortlichkeiten im Übergang 
konnten beide Tarifparteien zudem 
davon ausgehen, daß allzu negative 
finanzielle Folgen tarifpolitischer 
Vorgaben durch öffentliche Finanz­
transfers ausgeglichen werden: 
Transfers an notleidende Betriebe; 
Transfers im Rahmen der Sozialver­
sicherung, insbesondere der Ar­
beitslosenversicherung ; Transfers 
im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik. 
Hier wird besonders deutlich, wie 
fragil das Flechtwerk lohn- und fi­
nanzpolitischer Verantwortlichkei­
ten sein kann.

Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
in den Lohnverhandlungen weiter­
hin der Gesichtspunkt dominiert, in 
der DDR möglichst rasch für die 
gleiche Tätigkeit ebensoviel zu ver­
dienen wie Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik. Der Grundsatz 
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ 
hat schon bisher hierzulande spür­
bare regionale Lohndifferenzen ver­
hindert. Sollte dies der Fall sein, 
wäre auf absehbare Zeit eine hohe 
Sockel-Arbeitslosigkeit program­
miert. Das kann vernünftigerweise 
niemand wollen. Um so wichtiger 
wird es sein, die künftigen lohnpoliti­
schen Entscheidungen stärker an 
dem Zusammenhang von Kosten 
und Beschäftigung auszurichten.
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